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Ausgangslage und Fragestellung

Eine AV führt eine Vormundschaft für ein 8-jähriges Kind mit einem Vermögen von Fr. 40'000.- Der Lebensunterhalt des Vollwaisen (Pflegeplatz, Hort und wohl auch Bekleidung und Freizeitbedürfnisse) wird mit der Waisenrente bestritten.

Gemäss Finanzierungsregelement der Verbandsgemeinden ist dem Vermögen des 
Kindes pro Berichtsperiode eine Fallführungspauschale von Fr. 1'200.- zu belasten. 
Der Vormund empfindet diese „Plünderung“ des Kindesvermögens als unangemessen 
und erkundigt sich, ob diese Entschädigung mit dem Kindesvermögensrecht vereinbar 
sei.

1. Erwägungen

Nach Art. 319 Abs. 1 ZGB dürfen Erträge des Kindesvermögens für Unterhalt, Erziehung und  Ausbildung des Kindes und soweit es der Billigkeit entspricht, auch für die Bedürfnisse des Haushaltes verwendet werden. Die Erträgnisse dürften im vorliegenden Fall so gering sein, dass damit weder der Unterhalt namhaft mitfinanziert noch die Entschädigung des Vormunds bestritten werden kann.


Handelt es sich bei den Fr. 40'000.- um Abfindungen, Schadenersatz und ähnliche 
Leistungen, dürfen sie in Teilbeträgen für den Unterhalt des Kindes verwendet werden 
(Art. 320 Abs. 1 ZGB). Handelt es sich ganz oder teilweise um „übriges Kindesver-
mögen“ im Sinne von Art. 320 Abs. 2 ZGB, z.B. aus einer Erbschaft oder Schenkung, 
ist dieses mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde in bestimmten Beträgen eben-
falls für den Unterhalt des Kindes zu verwenden.

Auch wenn im gegenwärtigen Zeitpunkt der Unterhalt aus Waisenrenten bestritten 
werden kann, ist voraussehbar, dass im Jugendalter, namentlich für Ausbildung und 
Freizeitbedürfnisse mehr Kosten anfallen, die möglicherweise nicht mehr mit den 
laufenden Einnahmen gedeckt werden können. In diesem Zeitpunkt müsste das 
Kindesvermögen herangezogen werden.


Die Entschädigung des Vormunds richtet sich nach Art. 416 ZGB. Danach hat der 
Vormund Anspruch auf eine Entschädigung, die aus dem Vermögen des 
Bevormun-
deten entrichtet und von  der VB für jede Rechnungsperiode nach der Mühe, die die 
Verwaltung verursacht, und nach dem Ertrage des Vermögens festgesetzt wird. Diese 
Bestimmung gilt primär für die Entschädigung des 
Privatvormunds. Amtsvormund-
schaften mit beruflich tätigen Mandatsträgern gab es im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Vormundschaftsrechts nicht. Obwohl auch der Amtsvormund Anspruch auf die 
Entschädigung seiner Dienstleistung hat, diese aber i.d.R. in die Kasse der Amtsvor-
mundschaft geht, eignet sich diese Bestimmung grundsätzlich nicht zur Ableitung von 
Finanzierungsmodellen von Amtsvormundschaften. Sie sagt lediglich aus, dass unter 
bestimmten Voraussetzungen, das Vermögen von Personen unter vormundschaftlichen 
Massnahmen mit Gebühren belastet werden darf. Die Entschädigung eines privaten 
Mandatsträgers darf zudem nicht davon abhängig gemacht werden, ob die Person, für 
die eine vormundschaftliche Massnahme besteht, Vermögen hat oder nicht. 
Entschädigung des Vormunds bzw. Finanzierung eines professionellen Dienstes sind 
voneinander zu trennen. 

Es ist nicht nur zulässig, sondern recht und billig, grosse, im Rahmen vormundschaft-
licher Massnahmen verwaltete Vermögen mit angemessenen Gebühren zu belasten. 
Wo aber die persönliche Betreuung im Vordergrund steht, kein oder nur geringes 
Vermögen vorhanden ist, dessen Verwaltung zudem nur geringen Aufwand verur-
sacht, führt die Anwendung von pauschalen Gebühren zu stossenden Resultaten. 
Namentlich bei Kindern, die ihre ganze Ausbildung noch vor sich haben, ist tenden-
ziell auf Gebühren zu verzichten oder abgesehen von „üppigen“ Vermögensverhält-
nissen, Zurückhaltung zu üben. Vormundschaftliche Massnahmen gehören – wie der 
Zugang zu den Gerichten – zu den Massnahmen, auf die auch eine bedürftige Person 
Anspruch hat. Deshalb sollte nach ähnlichen Grundsätzen wie bei der unentgeltlichen 
Rechtspflege ein Recht auf Übernahme der Kosten durch den Staat bestehen (BSK-
Geiser, Art. 416 N 4).
3. Schlussfolgerungen


Im vorliegenden Fall scheint die Anwendung der üblichen Fallpauschale nicht 
angemessen, da sie bis zur Mündigkeit des Kindes zu einer erheblichen Reduktion des 
bescheidenen Kindesvermögens führt, die im Lichte der massgeblichen Bestim-
mungen über das Kindesvermögen nicht vertretbar ist.


Es empfiehlt sich, die internen Richtlinien im Lichte dieser Erwägungen zu überprüfen 
und bei Kindern ein Erlass oder eine Ermässigung vorzusehen. Denkbar ist  z.B. dass 
bestimmte Vermögensfreigrenzen fixiert werden.
Luzern, 28. Januar 2006
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